
Suchergebnisse: Ständeördnung

18. April 1371 – Hohe Aufnahmegebühren erschweren den Erwerb des Münchner Bürgerrechts

München * Der Münchner Rat setzt die Aufnahmegebühr für das Bürgerrecht auf fünf Pfund

Pfennig fest. Für mittellose Zugezogene, darunter viele Tagelöhner, Kleinhandwerker und

Dienstboten, stellt diese Summe eine kaum überwindbare Hürde dar. Die Stadt bevorzugt

vermögende Neubürger und will eine zusätzliche Belastung der Stadtkasse durch die Versorgung

armer Menschen vermeiden.   Die Stände- und Zunftordnung sowie der begrenzte Wohnraum

innerhalb der Stadtmauern erschweren mittellosen Fremden zudem eine dauerhafte Ansiedlung.

Fehlendes Bürgerrecht bedeutet jedoch nicht grundsätzlich, dass jemand außerhalb Münchens

wohnen muss: Gesellen, Knechte und Mägde leben und arbeiten auch in städtischen

Haushalten.   Für zahlreiche Zugezogene werden die außerhalb des Münchner Burgfriedens

gelegenen Orte Au und Haidhausen zu Wohnorten. Die Arbeitsmöglichkeiten in München tragen

in den folgenden Jahrhunderten zum Wachstum dieser Ansiedlungen bei.

27. Mai 1832 – Kritische Töne auf dem Hambacher Fest gegen die Regierung

Hambach * Auf dem Hambacher Fest demonstrieren rund 30.000 Menschen aus Süddeutschland

in den Farben Schwarz-Rot-Gold für die Einheit Deutschlands, für eine föderative deutsche

Republik und für eine Allianz der demokratischen Bewegungen Europas. Offenbar sind viele

Frauen dem Aufruf gefolgt, der sich ja auch ausdrücklich an die „deutschen Frauen und

Jungfrauen“ gewendet hat, „deren politische Missachtung in der europäischen Ordnung ein

Fehler [...] ist“.    Die Festteilnehmer tragen Fahnen mit politischen Aufschriften mit, die auf die

Themen der Veranstaltung aufmerksam machen. In mehr als zwanzig Reden beschreibt man die

augenblickliche politische Lage und beschreibt - in einer heute ungewohnt pathetischen Sprache

- die künftige Gestaltung Deutschlands.       Die Forderung nach Einheit meint die staatliche

Einheit der deutschen Kulturnation, die auf der gemeinsamen Sprache und der gemeinsamen

historischen Vergangenheit beruht.   Die Forderung nach Freiheit meint die bürgerlichen Rechte

wie Meinungs-, Rede- und Pressefreiheit, Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Freizügigkeit

sowie Handels- und Gewerbefreiheit.   Die Forderung nach Gleichheit richtet sich gegen die

mittelalterliche „Ständeordnung“, die die Menschen in Adel, Klerus und den dritten Stand, welcher

über keinerlei politischen Rechte verfügt, einteilt. Gleichheit meint aber auch eine

Gleichberechtigung aller Staatsbürger vor dem Gesetz ohne Bindung an den Geburtsstand.  

Gegen dieses absolutistische System setzen die Hambacher die Volkssouveränität als den
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obersten Wert der Staatsverfassung. Die Macht im Staate soll vom Volk ausgehen, gesetzlich

festgelegt und kontrollierbar sein, damit Willkürakte verhindert werden und der Einzelne mit Hilfe

der Gesetze in seinen Eigentums- und Freiheitsrechten geschützt ist.   Anstelle der dem Fürsten

verantwortlichen Heere fordern die Hambacher eine allgemeine Bürgerbewaffnung.   Die Frau

wird als gleichberechtigte Partnerin des Mannes gesehen. Sie ist „nicht mehr die dienstpflichtige

Magd des herrschenden Mannes, sondern die freie Genossin des freien Bürgers“, deren Aufgabe

es ist, frühzeitig ein politisches Verantwortungsbewusstsein in den Kindern zu wecken.     

Überhaupt sehen die in Hambach Versammelten in der politischen Bildungsarbeit ein

bedeutendes Mittel zur Durchsetzung ihrer Interessen. Das soll in einem öffentlichen

Meinungsbildungsprozess in der Presse und auf Volksversammlungen gefördert werden, damit

sich die Ziele der Einheit, der Freiheit, der Gleichheit und der Volkssouveränität in der

Bevölkerung festsetzen und so allmählich gewaltlos verwirklicht werden können. 
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